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Sicherung der hohen Qualit�tsstandards

Die bisherige deutsche Ju-

ristenausbildung hat sich

bew�hrt. Sie setzt mit den

beiden juristischen Staats-

examina hohe qualitative

H�rden und genießt na-

tional und im interna-

tionalen Vergleich hohes

Ansehen. Der Bologna-Pro-

zess gilt allerdings als Mo-

tor f�r die Entwicklung und

Modernisierung des europ�ischen Universit�tswesens.

Durch ihn sollen europaweit m�glichst einheitliche

Strukturen f�r die Hochschulausbildung geschaffen wer-

den. Kernelement des geplanten gemeinsamen europ�i-

schen Hochschulrahmens ist die Einf�hrung eines Studi-

ensystems aus Bachelor und Master, der europaweit ver-

gleichbare Abschl�sse schaffen soll. Das Studium der

Rechtswissenschaften ist bislang allerdings von einer Um-

stellung auf die oben genannten Studienstrukturen ausge-

spart worden.

Doch die Phalanx der Gegner einer �bertragung des Pro-

zesses auf die Juristenausbildung br�ckelt!

Nicht nur die Justizministerin von Nordrhein-Westfalen,

sondern z. B. auch die Justizminister von Baden-W�rttem-

berg und Sachsen haben eigene Vorstellungen bzw. Mo-

delle entwickelt.

Der DRB betreibt den Bologna-Prozess selbst nicht aktiv;

wir d�rfen uns allerdings auch nicht den politischen Ent-

wicklungen verschließen. Wir sind der �berzeugung, dass

die Berufsverb�nde bereits zu diesem Zeitpunkt Positionen

und Eckpunkte zum Bologna-Prozess entwickeln m�ssen,

damit wir auf die anstehende Diskussion vorbereitet sind

und unsere Forderungen und Vorstellungen dann auch in

diese Diskussion einbringen k�nnen.

Bei einer m�glichen Neustrukturierung ist f�r mich vor al-

lem entscheidend, dass die bisherigen hohen Qualit�ts-

standards unserer Ausbildung gewahrt bleiben. Die Quali-

t�t unserer deutschen Juristenausbildung zeichnet sich in

erster Linie nicht durch eine Spezialisierung bereits in der

Ausbildungsphase aus. Ihre St�rke liegt vielmehr in dem

Erwerben von Grundlagenkenntnissen der gesamten

(Haupt-)Rechtsgebiete. Dieses System des Einheitsjuristen,

der methodisch und in den Grundlagen der unterschiedli-

chen Rechtsgebiete so geschult ist, dass er sich neue und

unbekannte Rechtsgebiete ohne gr�ßere Schwierigkeiten

erschließen kann, muss unter allen Umst�nden beibehalten

werden.

Als qualit�tssichernde Zugangsvoraussetzungen f�r den

Eintritt in die reglementierten Berufe haben sich die beiden

Staatsexamina bew�hrt. Beide Staatspr�fungen m�ssen

mindestens dem heutigen Standard in wissenschaftlicher

Qualit�t, thematischer Breite und Praxisorientierung ge-

n�gen. Nur so erhalten wir das hohe Ansehen, welches

deutsche Juristen im In- und Ausland besitzen.

Ich glaube andererseits, dass die Einf�hrung eines univer-

sit�ren Bachelor- oder Master-Studiums mit anerkannten

Abschl�ssen neue Berufsfelder f�r die Absolventen er�ff-

net, die aus den Erfahrungen und Leistungsr�ckmeldungen

in diesen Studieng�ngen nicht (mehr) in reglementierte

juristische Berufe streben. Industrie- und Handelsunter-

nehmen, Banken, Versicherungen, Immobilienunterneh-

men, Steuerberatungs- und Wirtschaftspr�fungsgesell-

schaften sowie Unternehmens- und Personalberatungen

werden den Absolventen eines Bachelor- oder Mas-

ter-Studiums die M�glichkeit zur spezialisierten Weiter-

qualifizierung und zur beruflichen Bet�tigung in einem ju-

ristischen Umfeld bieten.

Es werden weniger und vor allem die besseren Kandidaten

sein, die sich den Staatsexamina stellen und den Vorberei-

tungsdienst durchlaufen. Dies ist angesichts der Arbeits-

marktsituation ein w�nschenswerter Effekt.

Beim Vorbereitungsdienst sollten wir an der bisherigen

Praxis festhalten, dass Stationen in allen Bereichen der re-

glementierten Berufe abzuleisten sind. Nur so ist sicherge-

stellt, dass Verst�ndnis f�r die T�tigkeit des jeweils anderen

entstehen kann und sich die Juristen »auf gleicher ›Au-

genh�he‹« begegnen. Ich bin zudem davon �berzeugt, dass

nur ein so ausgestaltetes Referendariat gew�hrleistet, dass

auch in Zukunft ein Wechsel von einem reglementierten

Beruf in einen anderen m�glich ist.
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